
 
 

                      Antrag vom 21.02.2019   

Eingang bei L/OB: 

Datum:  Uhrzeit:  

Eingang bei 10-2.1: 

Datum:  Uhrzeit:  

Antrag 
 

Stadträtinnen/Stadträte – Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-Gemeinderatsfraktion, SPD-Gemeinderatsfraktion, Fraktions- 
gemeinschaft SÖS-LINKE-PluS, DIE STAdTISTEN 

 
Betreff 

Stuttgart zu einer fahrradfreundlichen Stadt machen 
Ergänzungsbeschluss zur GRDrs1120/2018   

 
Eine Fahrradstadt ist fahrradfreundlich, weist dem Radverkehr eine große Bedeutung zu und legt 
eine einladende Radinfrastruktur an. Auf den Erfahrungen von Städten wie Kopenhagen oder 
Den Haag aufbauend wollen wir eine Radinfrastruktur schaffen, die für alle von 8 bis 80 Jahren – 
für Eltern mit Kindern im Anhänger, aber auch für Kinder unter 8 Jahren, die auf dem Gehweg 
radeln, oder für Senior*innen auf E-Dreirädern – bequem und nicht nur sicher ist, sondern auch 
das Gefühl von Sicherheit vermittelt.  
Radverkehr bringt einer Stadt große Vorteile. Er entlastet den Autoverkehr von Staus, den öffent-
lichen Nahverkehr von übervollen Bahnen, die Bürgerinnen und Bürger von Lärm und Abgasen, 
fördert die Gesundheit, macht Innenstädte lebendig und attraktiv und unterstützt den lokalen 
Handel. Radinfrastruktur ist zudem vergleichsweise kostengünstig und flächeneffizient.  
Wir unterstützen den Beschlussantrag der Verwaltung (GRDrs1120/2018), wollen aber einige 
Punkte konkretisieren. 
 
 
Wir beantragen: 
 
1. Punkt 1 des Beschlussantrags wird ergänzt um folgenden Satz: „Bis 2030 soll der Anteil des 

Radverkehrs am Modal Split, bezogen auf den Quell-, Ziel- und Binnenverkehr, auf 25 Pro-
zent der Wege ansteigen“. 

2. Punkt 3 des Beschlussantrags wird ergänzt und lautet dann: „Die für 2019/20 in der Umset-
zung befindlichen Projekte und die dargestellten weiteren Projekte im Sinne der Ziele des 
Radentscheids werden unterstützt und dabei den Qualitätsstandards im Sinne der Ziele des 
Radentscheids angepasst. Grundsätzlich kommen bei künftigen Planungen diese Qualitäts-
standards zur Anwendung.“ 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, in den kommenden Haushaltsentwürfen 2020/21 und 

2022/23 im Radetat eine Summe für Infrastruktur und für eine Aufstockung des Personals 
einzustellen, die bei 20 Euro pro Einwohner*in und Jahr liegt. Im Doppelhaushalt 2020/21 
werden dabei die nicht abgeflossenen Mittel aus dem Radetat von 2018/19 angerechnet. 
Langfristig wollen die Unterzeichner den Etat auf 40 Euro pro Einwohner*in und Jahr verdop-
peln.  

4. Die Verwaltung wird beauftragt, aus dem Jahresüberschuss 2018 eine Davon-Position in 
Höhe von 20 Mio. Euro als zweckgebundene Rücklage für Radinfrastruktur zu bilden und 
hierzu eine Beschlussvorlage vorzulegen. 

5. Die Stellenanteile in allen am Radverkehr beteiligten Ämtern sollen so schnell wie möglich 
und ohne Befristung geschaffen werden, damit die unten genannten Ziele erreicht werden 
können. 



- 2 - 

6. Es wird eine Ausbauplanung vorgelegt, die auf der genannten deutlichen Erhöhung des Ra-
detats und der bis zu den Haushaltsberatungen zu ermittelnden und dann entsprechend auf-
gestockten personellen Ausstattung in allen an der Planung und Umsetzung beteiligten Äm-
tern basiert. 

7. Der Ausbau des Hauptradroutennetzes wird bis 2030 abgeschlossen und darüber hinaus in 
den Stadtbezirken das Radroutennetz insgesamt weiter verdichtet.  

8. In allen Stadtvierteln wird auf Nebenstraßen mindestens eine Fahrradstraße ausgewiesen 
und auf ihr der Kfz-Durchgangsverkehr wirkungsvoll unterbunden, etwa durch Einbahnrege-
lungen oder bauliche Maßnahmen. 

9. In Tempo-30-Zonen (Nebenstraßennetzen) werden möglichst alle Einbahnstraßen in Gegen-
richtung für Radfahrende freigegeben.  

10. Auf allen großen Kreuzungen wird zügig eine sichere und einladende Radinfrastruktur ange-
legt, die geeignet ist, Radfahrende und zu Fuß Gehende vor Abbiegeunfällen zu schützen.  

11. Es werden zügig Radparkhäuser, vor Wetter und Vandalismus geschützte Radabstellanla-
gen oder Radbügel in Wohngebieten, an Verkehrsknotenpunkten und kulturellen, sportlichen 
oder gastronomischen Zielen aufgestellt. 

12. Die Radverkehrsanlagen werden stets ganzjährig befahrbar gehalten.  
13. Bei Unfällen mit Rad- oder Fußgängerbeteiligung wird geprüft werden, ob die Infrastruktur 

den Unfall begünstigt hat. Wenn dies der Fall war, wird die Gefahrenquelle unverzüglich be-
seitigt.  

14. Die Ordnungskräfte werden dafür sensibilisiert und personell so ausgestattet, dass Radver-
kehrsanlagen, Gehwege und Straßenecken wirkungsvoll und nachhaltig von Falschparkern 
freigehalten werden.  

15. Nach dem Vorbild des „Radars“ von Stadtradeln wird eine Internetplattform eingerichtet, mit-
hilfe derer störende oder gefährliche Stellen gemeldet werden können.  

16. Für ein fahrradfreundliches Stuttgart werden öffentliche Kampagnen mit großer Reichweite 
durchgeführt, die alle Verkehrsteilnehmer*innen für einander sensibilisieren. Noch 2019 wird 
eine Kampagne gestartet, die den Überholabstand von Kfz zu Radfahrenden thematisiert.  

17. Jedes Jahr wird ein Monitoring durchgeführt, das den Stand der Umsetzung und die Akzep-
tanz in der Bevölkerung dokumentiert. Im Abstand von fünf Jahren ist künftig der Modal Split 
des Quell-, Ziel- und Binnenverkehrs zu erheben. 

18. Im Unterausschuss Mobilität wird das Thema Radverkehr zwei Mal im Jahr als Schwer-
punktthema aufgerufen. Die Sitzung wird von der Verwaltung zusammen mit sachkundigen 
Bürgerinnen und Bürgern vorbereitet und ist öffentlich. Die sachkundigen Bürgerinnen und 
Bürger haben Rederecht. 

   
Christine Lehmann Björn Peterhoff Andreas Winter 
BÜNDNIS 90DIE GRÜNEN BÜNDNIS 90DIE GRÜNEN BÜNDNIS 90DIE GRÜNEN 
Gemeinderatsfraktion Gemeinderatsfraktion Gemeinderatsfraktion 
 

   
Martin Körner Susanne Kletzin Dejan Perc 
Fraktionsvorsitzender stv. Fraktionsvorsitzende SPD-Gemeinderatsfraktion  
SPD-Gemeinderatsfraktion SPD-Gemeinderatsfraktion 

   
Christoph Ozasek Luigi Pantisano Hannes Rockenbauch 
Fraktionsgemeinschaft Fraktionsgemeinschaft Fraktionsvorsitzender 
SÖS-LINKE-PluS SÖS-LINKE-PluS SÖS-LINKE-PluS 

 

 
Ralph Schertlen 
DIE STAdTISTEN 


